
 

Nr. 09 / 2019 Seite 1 von 2 

 Stabsabteilung Öffentlichkeits- 
arbeit und Kommunikation 
Gutenbergstraße 13, 10587 Berlin 
Postfach 120606, 10596 Berlin 

Telefon:  030 275838-811 
Fax: 030 275838-805 
E-Mail: presse@g-ba.de 

www.g-ba.de 
www.g-ba.de/presse-rss 

 

Ansprechpartnerinnen  
für die Presse: 
Kristine Reis (Ltg.) 
Gudrun Köster 
 

 

Qualitätssicherung 

G-BA beschließt Grundsätze zur Förderung 
der Qualität und Durchsetzung von Qualitäts-
anforderungen  
Berlin, 18. April 2019 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
hat heute in Berlin die Erstfassung einer Richtlinie zur Förderung der 
Qualität sowie zur Durchsetzung von Qualitätsanforderungen beschlos-
sen und damit einen gesetzlichen Auftrag aus dem Krankenhausstruk-
turgesetz (KHSG) erfüllt. 

In der Qualitätsförderungs- und Durchsetzungs-Richtlinie (QFD-RL) wird 
ein gestuftes System von Folgen der Nichteinhaltung von Qualitätsanfor-
derungen im Grundsatz festgelegt. Die konkrete Ausgestaltung wird je 
nach Thema in den jeweiligen Richtlinien und Beschlüssen erfolgen, in 
denen der G-BA Qualitätsanforderungen definiert, beispielsweise in der 
Mindestmengenregelung, zum Qualitätsmanagement in ärztlichen bzw. 
zahnärztlichen Praxen und in den Vorgaben zum jährlich zu erstellenden 
Qualitätsbericht der Krankenhäuser.  
Wenn Leistungserbringer die Qualitätsvorgaben nicht einhalten, sollen je 
nach Art und Schwere der Verstöße gegen wesentliche Qualitätsanfor-
derungen in der Regel zunächst fördernde Maßnahmen der Beratung 
und Unterstützung Anwendung finden, beispielsweise schriftliche Emp-
fehlungen, Zielvereinbarungen, Teilnahme an Qualitätszirkeln und ge-
eigneten Fortbildungen oder die Prüfung unterjähriger Auswertungser-
gebnisse. Zudem können auch Durchsetzungsmaßnahmen in den ein-
zelnen Qualitätsregelungen des G-BA festgelegt werden, wie etwa die 
Information Dritter über Verstöße gegen Qualitätsvorgaben, Vergütungs-
abschläge sowie ein Wegfall des Vergütungsanspruchs. Die Maßnah-
men sind – so sieht die Richtlinie es vor – verhältnismäßig auszuwählen 
und anzuwenden. 

Auch die Institutionen bzw. Stellen, die diese Maßnahmen durchsetzen 
sollen, werden künftig in den einzelnen themenspezifischen Richtlinien 
und Beschlüssen festgelegt. Je nachdem, um welche Bereiche es geht, 
können dies Kassenärztliche Vereinigungen, Kassenzahnärztliche Verei-
nigungen oder Krankenkassen, sowie die für die Verfahren der Quali-
tätssicherung in den Richtlinien des G-BA verantwortlichen Gremien auf 
Bundes- und Landesebene sein. 

Die konkrete Anwendung der Vorgaben der neuen Richtlinie setzt vo-
raus, dass zunächst themenspezifische Konkretisierung in den Richtli-
nien und Beschlüssen des G-BA (gemäß §§ 136 bis 136c SGB V) erfol-
gen. Bis zum Inkrafttreten der jeweiligen themenspezifischen Konkreti-
sierung finden bei der Nichteinhaltung von Qualitätsanforderungen die 
bisher geltenden Folgen weiter Anwendung. 
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Der Beschluss tritt nach Nichtbeanstandung durch das Bundesministe-
rium für Gesundheit und nach Veröffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft. 

 

Hintergrund 

Mit dem zum 1. Januar 2016 in Kraft getretenen Krankenhausstrukturge-
setz wurde der G-BA in § 137 Abs. 1 SGB V beauftragt, in grundsätzli-
cher Weise in einer Richtlinie zur Förderung der Qualität ein gestuftes 
System von Folgen der Nichteinhaltung von Qualitätsanforderungen 
festzulegen.  

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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